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FAQ zur geplanten Reform des Nachrichtendienstrechtes 
Das Bundeskabinett hat am 12. August 2026 den „Gesetzentwurf zur Reform des 

Nachrichtendienstrechts“ beschlossen, womit sich das Gesetzgebungsverfahren nach der 

Kabinettsbefassung nun in der parlamentarischen Beratung befindet. Informationen zu den 

wichtigsten, die Psychotherapie betreffenden Aspekten des neuen Gesetzes finden Sie in den 

folgenden FAQ des bvvp. 

 

• Bekommen Nachrichtendienste künftig Zugriff auf Psychotherapieakten? 

 

Nein. Der Gesetzentwurf schafft kein allgemeines Recht, Psychotherapieakten einzusehen. 

Problematisch ist, dass psychotherapeutische Informationen bei rechtmäßig angeordneten 

nachrichtendienstlichen Maßnahmen nicht grundsätzlich von der Erhebung ausgeschlossen sind. 

 

• Kann eine Psychotherapiepraxis künftig abgehört werden? 

 

Nicht routinemäßig. Solche Maßnahmen sind an gesetzliche Voraussetzungen gebunden. Die 

psychotherapeutische Vertraulichkeitsbeziehung führt nach dem Entwurf aber nicht automatisch 

dazu, dass eine Maßnahme ausgeschlossen ist. 

 

• Können auch Smartphones oder Praxiscomputer betroffen sein? 

 

Je nach Maßnahme grundsätzlich ja. Gerade deshalb fordert der bvvp, dass der Schutz der 

Schweigepflicht auch für technische Systeme gelten muss, auf denen Patientendaten verarbeitet 

werden. 

 

• Haben Nachrichtendienste künftig Zugriff auf die elektronische Patientenakte (ePA)? 

 

Nein. Der Gesetzentwurf schafft keinen allgemeinen oder pauschalen Zugriff von 

Bundesverfassungsschutz (BfV) oder Bundesnachrichtendienst (BND) auf die elektronische 

Patientenakte (ePA). 

 

• Warum spricht der bvvp trotzdem über Digitalisierung und ePA? 

 

Weil Gesundheitsdaten zunehmend digital und vernetzt verarbeitet werden. Je stärker dies geschieht, 

desto wichtiger wird ein technikunabhängiger Schutz des Patientengeheimnisses. 

 

• Wird die psychotherapeutische Schweigepflicht abgeschafft? 

 

Nein. § 203 StGB, Berufsrecht und Zeugnisverweigerungsrecht bleiben bestehen. Die Schweigepflicht 

verhindert aber nicht automatisch jeden gesetzlich zulässigen staatlichen Zugriff. 

 

• Sind psychotherapeutische Gespräche nicht ohnehin absolut geschützt? 

 

Teile davon können in den absolut geschützten Kernbereich privater Lebensgestaltung fallen. Nicht 

jedes gesamte Therapiegespräch ist jedoch automatisch Teil des Kernbereichs. Deshalb fordert der 

bvvp einen stärkeren Schutz bereits vor einer möglichen Erhebung. 
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• Warum reicht eine nachträgliche Löschung nicht? 

 

Weil Vertraulichkeit voraussetzt, dass Patient*innen schon beim Sprechen auf den Schutz vertrauen 

können. Die Äußerung einer Information, die staatliche Stellen bereits zur Kenntnis genommen 

haben, wird nicht dadurch ungeschehen gemacht, dass sie anschließend gelöscht wird. 

 

• Warum erhalten zum Beispiel Rechtsanwält*innen einen stärkeren Schutz? 

 

Der Entwurf ordnet unterschiedlichen berufsgeheimnistragenden Berufen unterschiedlichen 

Schutzstufen zu. Aus Sicht des bvvp gibt es keinen überzeugenden Grund, psychotherapeutische 

Kommunikation hierbei schwächer zu schützen. 

 

• Fordert der bvvp damit Immunität für Psychotherapeut*innen? 

 

Nein. Geht es um eigenes rechtswidriges Verhalten von Psychotherapeut*innen, darf die 

Berufsbezeichnung kein Schutzschild sein. Geschützt werden müssen die vertraulichen Informationen 

der Patient*innen. 

 

• Dürfen Psychotherapeut*innen bei einer konkreten Gefahr Informationen offenbaren? 

 

Das kann bereits nach geltendem Recht zulässig sein, etwa unter den Voraussetzungen des 

rechtfertigenden Notstands nach § 34 StGB. Das ist aber etwas anderes als eine präventive 

nachrichtendienstliche Überwachung. 

 

• Müssen Praxen jetzt ihre Dokumentation ändern? 

 

Nein. Aus dem Gesetzentwurf ergeben sich derzeit keine neuen Dokumentations-, Informations- oder 

technische Pflichten für psychotherapeutische Praxen. 

 

•  Müssen Patient*innen jetzt über mögliche Zugriffe informiert werden? 

 

Nein. Es besteht kein Anlass, Patient*innen routinemäßig vor nachrichtendienstlichen Zugriffen zu 

warnen. 

 

• Was sollten Praxen tun, wenn eine Behörde tatsächlich Unterlagen oder Auskünfte 

 verlangt? 

 

Nicht ungeprüft herausgeben. Wegen der Schweigepflicht und möglicher strafrechtlicher Folgen sollte 

in einem solchen Fall rechtlicher Rat eingeholt werden. 

 

• Was können wir verunsicherten Patient*innen sagen? 

 

Die psychotherapeutische Schweigepflicht gilt unverändert. Es gibt keinen allgemeinen Zugriff von 

Nachrichtendiensten auf Psychotherapieakten oder die ePA. Der bvvp fordert aber einen stärkeren 

gesetzlichen Schutz psychotherapeutischer Vertraulichkeit. 
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• Ist das Gesetz bereits beschlossen? 

 

Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf am 12. August 2026 beschlossen. Das Gesetz ist noch 

nicht in Kraft und kann im parlamentarischen Verfahren noch verändert werden. 

 

• Was fordert der bvvp konkret vom Bundestag? 

 

Psychotherapeutische Vertraulichkeit muss gegenüber nachrichtendienstlicher Überwachung 

denselben gesetzlichen Schutz erhalten wie andere besonders geschützte Vertrauensbeziehungen, 

insbesondere die anwaltliche. 
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